* K Protokoll des Regierungsrates

KANTON AARGAU

Sitzung:  26. Mai 2004 Art. Nr. 2004-000762

Gemeinde Beinwil (Freiamt); Bauzonenplanianderung "Kreuzacker-/Farbweg"; Ge-
nehmigung; Publikation; Auftrag an Staatskanzlei

Sachverhalt

1. Verfahren

1.1 Verfahrensdaten

Mitwirkungsbericht der Gemeinde 1. Méarz 2004
Vorprufungsbericht 4. November 2003
Offentliche Auflage 12. Januar — 10. Februar 2004
Beschluss der Gemeindeversammlung 28. November 2003
Eingereicht zur Genehmigung 10. Marz 2004
Ablauf der Beschwerdefrist 29. Marz 2004

Die Reihenfolge der Verfahrensschritte weicht in folgendem Punkt von §§ 22. ff. des Ge-
setzes Uber Raumplanung, Umweltschutz und Bauwesen vom 19. Januar 1993 (Bauge-
setz, BauG) ab: Der Gemeinderat hat die Vorlage vor der offentlichen Auflage der Ge-
meindeversammlung zum Beschluss vorgelegt. Der Beschluss der Gemeindeversamm-
lung erfolgte unter dem Vorbehalt, dass bei der nachtraglichen 6ffentlichen Auflage keine
wesentlichen und schitzenswerten Einsprachen eingereicht wirden (Protokoll der Ge-
meindeversammlung vom 28. November 2003).

Am 12. Januar 2004 wurde die Vorlage im Amtsblatt des Kantons Aargau nachtraglich
publiziert. Wahrend der ordentlichen Auflagefrist sind keine Einsprachen bei der Gemein-
de eingegangen. Am 8. Marz 2004 hat die Gemeinde den Eintritt der Rechtsgultigkeit des
Gemeindeversammlungsbeschlusses gemass 5 AbauV im Amtsblatt publiziert. Wahrend
der ordentlichen Auflagefrist sind keine Beschwerden beim Regierungsrat eingegangen.

1.2  Zustandigkeit zur Genehmigung

Der Regierungsrat ist fur die Genehmigung der eingereichten Vorlage zustandig. Sie fallt
nicht unter die Ausnahmen, welche gemass § 1 des Dekrets Gber das Genehmigungsver-
fahren fur allgemeine Nutzungsplane und -vorschriften vom 10. November 1998 durch
den Grossen Rat zu genehmigen sind.

1.3 Rechtsschutzverfahren

Zur Vorlage sind keine Beschwerden eingereicht worden.

2. Die Vorlage im Uberblick

21 Ausgangslage und Planungsziele

Bei der letzten Zonenplanrevision vor ca. 12 Jahren bestand ein konkreter Bedarf nach
Gewerbeland in Beinwil (Freiamt). Aus diesem Grund wurde im Gebiet Kreuzacker eine
Gewerbezone ausgeschieden. In der Folge wurden zwei Gewerbebetriebe erstellt, jeweils
mit Wohnanteil. Seit geraumer Zeit besteht jedoch keine Nachfrage mehr nach Gewerbe-
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land. Demgegentiber ist der Bedarf nach Land fir Wohnbauten erheblich gestiegen. Die
vorliegende Zonenplananderung soll diesem Umstand Rechnung tragen.

2.2  Vorpriifung

Die abschliessende Vorprifung erfolgte mit Bericht vom 4. November 2004 ohne Vorbe-
halte.

2.3 Bauzonenplandnderung

Die Gewerbezone im Gebiet Kreuzacker im Umfang von rund 1 ha wird zu etwa zwei Drit-
teln der Dorfzone und zu rund einem Drittel der WG2-Zone zugewiesen. Die sudlich an-
grenzende bisherige Zone WG2 (ca. 1.2 ha) wird der Dorfzone zugeteilt.

Erwagungen
3. Beurteilung der Vorlage

31 Allgemeine Beurteilung

3.1.1 Uberpriifungsbefugnis

Die Genehmigungsbehdrde prift die Nutzungsplane und -vorschriften auf Rechtmassig-
keit, auf Ubereinstimmung mit den kantonalen Richtplanen und auf angemessene Be-
rucksichtigung der kantonalen und regionalen Interessen (§ 27 Abs. 2 BauG).

3.1.2 Verfahrensablauf

Die Gemeinde hat alle erforderlichen Verfahrensschritte durchgefiihrt, jedoch nicht in der
Reihenfolge gemass Baugesetz. Aus folgenden Griinden kann dieser Verfahrensmangel
als geheilt betrachtet werden: Der Gemeindeversammlungsbeschluss ist unter dem Vor-
behalt allfalliger Einsprachen oder Begehren erfolgt, die Rechtsmittel standen den zu Be-
rechtigten vollumfanglich zur Verfigung und wahrend der nachgeholten 6ffentlichen Auf-
lage und bei der Publikation der Entscheide sind keine Einwendungen eingegangen. Eine
nochmalige Durchflihrung des Verfahrens ist daher nicht angezeigt.

3.1.3 Ubereinstimmung mit dem Richtplan

Die Vorlage ist mit dem Richtplan vereinbar. Nach der Genehmigung der Vorlage erfolgt
die Nachfiihrung des Richtplans im Bereich der heutigen Gewerbezone.

3.1.4 Zonenzuordnung/Zonenabgrenzung

Die aufgrund der geanderten Bedirfnisse vorgesehenen Umzonungen sind sachgerecht.
Der Ausscheidung oder Erhaltung reiner Gewerbezonen ist in Beinwil aufgrund der geo-
grafischen Lage (Lindenbergregion) eine untergeordnete Bedeutung zuzumessen. Die
ortsublichen gewerblichen Bedurfnisse kénnen auch in Mischzonen befriedigt werden
(Wohn-und Gewerbezone oder Dorfzone). Von dieser Zonenart wird mit den geplanten
Umzonungen eine genligende Reserve geschaffen.

3.1.5 Ortsbild

Die Umzonungen in die Dorfzone erweisen sich flr das Ortsbild als positiv. Die Zonenbe-
stimmungen flr die Dorfzone erméglichen flur zusatzliche Teile des Siedlungsgebiets eine
sorgfaltige Einpassung von Neubauten in das bestehende, regional bedeutende Dorfbild.

3.1.6 Grosse der Bauzone

Durch die Umzonung der Gewerbezone in die WG2- bzw. Dorfzone erhdht sich die Ein-
wohnerkapazitat um ca. 50 Einwohner. Gestutzt auf die gemass Stand Erschliessung vom



31. Dezember 2002 vorhandenen Baulandreserven in den Wohn- und Mischzonen (ins-
gesamt 1.6 ha) ist die mit der Umzonung verbundene Kapazitatserhéhung vertretbar.

3.1.7 Waldfeststellung

Das erforderliche Waldfeststellungsverfahren gemass § 3 der Verordnung zum Waldge-
setz des Kantons Aargau (AWaV) vom 16. Dezember 1998 wurde durchgefihrt und hat
ergeben, dass kein Wald stockt im Bereich der Bauzonen im Gebiet Kreuzacker/Farbweg.
3.2 Gesamtbeurteilung

Die Vorlage erflllt die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Genehmigung.

Beschluss:
1.

Die Bauzonenplananderung "Kreuzacker-/Farbweg" der Gemeinde Beinwil (Freiamt) vom
28. November 2003 wird genehmigt.

2.

Die Staatskanzlei wird mit der Publikation im Amtsblatt beauftragt.

Rechtsmittelbelehrung

1.
Gegen diesen Beschluss des Regierungsrates kann beim Verwaltungsgericht des Kantons Aargau,
Obere Vorstadt 40, 5000 Aarau, Beschwerde gefiihrt werden.

2.
Die nicht erstreckbare Beschwerdefrist von 20 Tagen beginnt mit der Publikation dieses Beschlus-
ses im kantonalen Amtsblatt.

3.

Die Beschwerdeschrift ist von der Partei selbst oder von einer Anwaltin bzw. einem Anwalt zu ver-
fassen, welche oder welcher gemass dem Bundesgesetz Uber die Freizligigkeit der Anwaltinnen
und Anwalte vom 23. Juni 2000 (Anwaltsgesetz, BGFA; SR 935.61) zur Vertretung vor Gericht
berechtigt ist.

Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begriindung enthalten, d.h. es ist
a) anzugeben, wie das Verwaltungsgericht entscheiden soll, und
b) darzulegen, aus welchen Griinden diese andere Entscheidung verlangt wird.

4.
Auf eine Beschwerde, welche diesen Anforderungen nicht entspricht, wird nicht eingetreten.

5.
Eine Kopie des angefochtenen Entscheides ist der Beschwerde beizulegen.

6.

Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, d.h. die unterliegende Partei hat
in der Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten zu be-
zahlen.




Protokollauszug

— Gemeinderat, Kirchfeld 5, 5637 Beinwil (Freiamt)
— Baudepartement

— Rechtsabteilung BD

— Abteilung Raumentwicklung BD (mit Akten)

— Finanzdepartement

— Abteilung Landwirtschaft FD

— Staatskanzlei (Amtsblatt)

Staatsschreiber:
i.\V.



	Sachverhalt
	1. Verfahren
	1.1 Verfahrensdaten
	1.2 Zuständigkeit zur Genehmigung
	1.3 Rechtsschutzverfahren

	2. Die Vorlage im Überblick
	2.1 Ausgangslage und Planungsziele
	2.2 Vorprüfung
	2.3 Bauzonenplanänderung
	Erwägungen


	3. Beurteilung der Vorlage
	3.1 Allgemeine Beurteilung
	3.1.1 Überprüfungsbefugnis
	3.1.2 Verfahrensablauf
	3.1.3 Übereinstimmung mit dem Richtplan
	3.1.4 Zonenzuordnung/Zonenabgrenzung
	3.1.5 Ortsbild
	3.1.6 Grösse der Bauzone
	3.1.7 Waldfeststellung

	3.2 Gesamtbeurteilung
	Beschluss:



